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Wien,Freitag,den26.Jänner1923. - . - .
Die Antwortdes deutschenReichspräsidentenauf die Kundgebungdes
WienerGemeinderates,AlsAntwortaufdieSympathtkundgebungdesWiener
Gemeinderates,dieinderletztenSitzungbeschlossenunddemdeutschen
Reichspräsidentenübermitteltwurde,ist vomReichspräsidentenEbert
folgendesSchreibenan BürgermeisterReumanneingelangt :

SehrverehrterHerrBürgermeister!- AufrichtigenDanksageich
Ihnenfür die mirübermittelteKundgebung.DasdeutscheVolkundseine

Regierungsindeinigin demBewusstsein,daßwirnichtandershandeln
konnten,undzuOpfernundweitererentschlossenerabwehrbereit .Das
treueGedenkendesWienerGemeinderstesist unseinegroßeBrmutigende
Hilfe in denschwerenTagen ,denenwir jetzt entgegengehen .

warderStrassenbahnstromum30%teureralsderKraftstromfürdieIndu-¬
strie .DiedamsligeVertaltunghatalsodaavielenMillionenFahrgäste
für die Industriezahlenlissen .WirhaltendenumgekehrtenWegfürden
richtigeren .Andererseitszeigt geradedieheutigeVorlage,
daswirbemühtsind,derIndustrieunddemGewerbe,woesnurgeht,ent-¬
gegenzukommen.

DieVorlagewerdeneinstimmigangenommen.
VB. EmmerlineferiertüberdieHerabsetzungderTarifederstädti-schenLagerhäus

Egm.ReumanneröffnetdieSitzungundteilt mit ,daßzudenPost -lagein diesemSimne .Freilichwärees besserdieAenderungenweniger

WIENERGEMEINDERAT.
Sitzungvom26 .Jänner1923.

nummernals angenommengelten .
VBEmmerlingerstattetsodannBerichtüberdenAntagaufGewährungdieserfünftenWorlagenocheineweitereZahlähnlicherfolgenwird.

vonNachlässenbeimGas -undStrombezug.DieVoraussetzuggen,diesei-¬
nerzeitfür dieAufhebungderRabattebestandenhaben ,treffenheute
nichtmehrindiesemMaßezu .AllerdingsbedeutendieseRabattefürdietigkeitderMingiterimanderenHausedar .Dortwurdeninganzanderer
GemeindeverwaltungaufdiegrossenStromabnehmerRücksichtnehmen.
DerReferentempfiehltdie bereitsbekanntenAnträgezurAnnahme.

zurEinführungjenerRabatteschreite ,wiesie in derVorkriegszeit
unterderchristlichsozialenVerwaltungbestandenhaben.Hättesiedie -geneinesAbfallsderKonsumenten,sondernweildiefinanzielleLageder

durchdieRabatteentstehendenEinnahmeausfalldurchErhöhungenbeidenbehaltenhabenunddaherheutedasHerabgehenmitdenTarifenwirklich
kleineren Abnehmernwieder wettmachenzu wollen .Im Zusammenhangedamit nur mit demFrequenzausfall begründen könnten .Aus diesemUnterschied
bespråchtRederdieTarifpolitikderMehrheitbeidenstädtischenStra¬

hierGenbahnenundhofft ,dasdieMehrheitauchhierbaldeinlenkenwerde,
weilansensteneinefinanzielleKatastrophezubefürchtensei .

GR. Biber(chr. soz. )vermisstindenAnträgeneinenHinweisdarauf,inErleicherungenfürdieVerbraucherumgesetzt.das es nihht zulässig erscheine ,InvestitiensauslagenalsBetriebsaus-¬
lagenzu behandeln .DieElektrizitätswerkegebenan diestädtischen

( Soz . Dem. )Strassenbahnenden Stromzu einemviel billigeren Preise ab ,alsdie

Selbstkostenbetragen,worauseineganzbedeutendeVerteuerungdesStro -schuefürErnähungs-undWirtschaftsangelegenheiten,anStelledesGR.Kli-¬
mesfürdieIndustrieentsteht .IneinerZeitschwrsterWirtschaftskriseesch(Tscheche)GR. Husiczka(Tscheche)in denAusschusfürallgemeine
kanndieIndustriediesenteuernStrompreisnichtertragen.DerReferentVerwaltunggewählt.
mögedieserTatsachenichtblindgegenüberstehenundinseinemKalkul,
betreffenddasElektrizitätswerk,diePreisbildungfür industrielleKon-¬( OhneDebatteangenommen).sumenteneinerRevisionunterziehen.

VBEmmerlingverweistimSchlusswortdarauf,dassdergegenwärtige
PreisdeselektrischenLichtstromsunterdem6000fachendesFriedens-¬
preisesgebliebenist .EsgibtwohlkeinenanderenGebrauchartikel,des -diedieserVereinausübt,hätteereinegrössereUnterstützungverdient.
senPreisverhältnismässigsoniedrigwäre .Richtigist ,daßderStromder

GR. Breuer( . soz. ) :EinGefühlderGenugtuungkanndieMitglie-¬
derder„Opposinerfüllen.EndlichistdieMajoritätsoweit,die
Vorschläge,die e Opppsitionlängstgemachthat ,wenigstensteilweise
zu erfüllen .Die sachendieser EinsichtundUmkehrsind allerdingsfecht
schmerzlicheErseinungen:beidenStrassenbahnenderAbfallderPassa-¬
giere ,beimGaswkderAusfallderKonsumenten.DieselbenGründebe-¬
stehenauchbeimLagerhausundeswarhochanderZeit ,ahneneinGe-¬
gengewichtzubieten .NunwerdenbereitszuwiederholtenMalenAnträgeauf
VerminderungderLagerhaustraifegestellt .Heuteist esdiefünfteVor-¬

nummern7 ,Sund12keineWortmeldungenvorliegenunddassdieseFost -oftunddafürausgiebigerdemInhaltenachvorzunehmen.Wirnehmendaher
dieseVorlagealseineAkontozahlungentgegenundhoffen ,daß

VB.Emmerng(Schlusswort):DieNedenderoppositionellenRedner
stelleneigentlhnichtsanderesalseinesehrernsteKritikanderTä-¬

städtischenUnternehmungeneineBelastung,aberandererseitswolledieZeitundinganzanderemMasstabErhöhungenohneSystemvorgenommenund
auchdort gehtmanjetzt wiedermit einigenPreisenhe runteohnedass
dieVoraussetzungendafurebensowiebeiderGemeindegegebensind .( GR.

GR.Schmid(chr. soz. )stelltmitBefriedigungfest ,daßdieMehrheitBreuerruft :Bleibenwirherüben,HerrVizebürgermeister!)Soweitdie
Gemeindemit ihren Tarifen heruntergegangenist ,geschahdies nichtwe¬

sesVorgehenfrüherbefolgt,dannwärederStadtWienderAbfallvonstädtischenUnternehmungen,fürderenAnpassungandieGeldverhältnisse
vielenhundertenGroßkonsumentenfürGasundelektrischenStromerspartir rechtzeitiggesorgthatten,diesesHeruntergehenebenermöglichte
geblieben.Hoffentlichwerdemannichtin denFehlerverfallen ,denwährendbeispielsweisedieBundesbahnentrotzderErhöhungihrDefizit

erklärtsichauchdiestufenweiseErmässigungderstädtischenTarife ,die
mit Unrechtbemängeltwurde .Wirhabendas ,wasder Indexunsan

finanziellenErleichterungengebrachthat ,jedesmalsofortundunmittelbar

DieVorlagewirdeinstimmigangenommen.
Es werden nunmehr Nachwahlen vorgenommen .An die Stelle des GR. Be

( Soz . Dem . )nisch,/derseinMandatniedergelegthat ,wirdGRin,Glöckel/indenAus-

dieElektrizitätswerkefürdieStrassenbahnenliefernmüssen,einen
wichtigenPreisfaktordarstellt .Dasist dieselbeBelastungfüröffent -

GR.Grolig(Soz.Dem.)referiertübereinenGrundtauschimXIII.Bezirk
GR.Hiess( Soz.Dem. )referiertüberdieGewährungeinerSubvantion

von5MillionenfürdenWienerVolksküchenverein.
GR.Holaubek(chr. soz. ):MitRücksichtaufdieWichtigeTätigkeit,

HerBetragvon5 MillionenkanndemVereinzur ErfüllungseinerAuf-¬
gabennicht genügen .DerVereinist vollszändigneutralundein nichtauf
Gewinnberechnetes ,wirklichgemeinnützigesUnternehmen .IchbeantragelicheZwecke,wiesie dieGaswerkein GestaltderStrassenbeleuchtungdaherdieSuuventionauf10Millionenzuerhöhen.getragenhaben ,die über30MilliardenKostenimJahr verursacht .Aller-¬

lingsseivordemAriegdasVerhältniseinumgekehrtesgewesen:damals
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GR.Waldsam(chr. woz. )besprichtdieSperrungvonvierKüchendes
Volsküchenvereins.Andie StelledereinendiesergesperrtenKüchensei
imselbenHauseeine italienische Weinstubegetreten ,so das dieProleta-¬
rier ,die früher Gästeder Volkkküchewaren ,eich jetzt höchstensnoch
Alkoholkaufenkönnen.Erbeantragt,derBürgermeistermögesichmitder
LeitungdesVereinesinsEinvernehmensetzen ,damitdiegeschlossenenKü-¬
chen ,insbesonderediejenigeinderGoldschlagstrassewiedereröffnetwer

den .
GR .Hiess( Schlusswort ) :Esist sicher bedauerlich ,dassderBerein

gezwungenwar ,vier Küchenzu sperren .Dies hätte sich jedoch auchdurch
eineSubventionvon10Millionennichtvernindernlassen .Esistvielmehr
daraufzurückzuführen ,daßder Vereinvor demKriegevoneiner großenZahl

habensichdiesealtenRei-¬pri ater Spenierunterstützt wurde .NachdemKriege
chenvielfachzurückgezogenunddieneuenReichenscheinenanderePassio-¬
nenzu haben .Dadie Gemeindegeradeauf diesemGebieteschoninihrer
eigenenFürsorgetätigkeitungeheureLastenzutragenhat- ichverweise
nuraufdieSchülerausspeisung- ist es augenblicklichunmöglicheine
höhereSubventionzubemessen.

DerBürgermeister :Wiemir mitgeteilt wordenist ,sind dieerwähnten

Volskküchendeshalbgesperrtworden,weildieZahlderBesucherderartab-¬
genommenhat ,dass eine Deckungder Betriebsauslagen nicht mehrgefunden

werden konnte .Ich schlage vor ,dem Antrag Holaubek und Waldsamderge - ¬

schäftsordnungsmässigenSehandlungzuzuweisen,ich will mitderLeitung
desVolksküchenvereinesRücksprachenehmenundkannSieversichern,dass
ich alles wasmöglichist ,tun werde ,damitdie laut gewordenenWünsche
Erfüllungfinden .

DieVorlagewirdsodannangenommen.
DieWohnbausteueram1 .Februar.DasvomWienerLandtagbeschlosseneWohn-
bausteuergesetzkonntebisher nicht kundgemachtwerden ,da dieRegierung

dieverfassungsmässigeErklärung,dasssiekeinenEinsprucher-¬
hebe ,nochnichtabgegebenhat .DieGemeindeist dahergenötigt,vorläufige
Vorsorgefür die Einhebungder Wohnbausteueram . Februarzutreffen . Dies

Landesregierungstadtsenats gesche¬alssolldurcheineVerordnungdes
hen .

So- langedasneueWohnbausteuergesetznochnichtinKraft
getretenist ,bleibtdasbisherigeGesetzüberdieallgemeineMietzins-¬
abgabevomFebruar1922inGeltung.jedochdieindiesemGesetz
vorgeseheneFixierungderMietzinsabgabeaufden' ebruarzinsdesJahres
1922nachderausdrücklichenBestimmungdesGesetzesselbst am31 .Dezem
ber1922abgelaufenist ,würdedieSkaladesaltenGesetzesnunmehraufdie überwie¬

die gegenwärtigenerhöhtenMietzinsezur Anwendungkommen.Danachwürde/
gendeMehrzahlderWienerMieterin die obersteStufeeinzureihensein ,
so das als Mietzinsabgabe der zehnfache Zins vomFebruar 1923 also unge - ¬
fähr der 1500facheFriedenszinszu zahlenwäre.

Hie"erordnungderwird daher
Landesregierung/aussprechen,dassaufGrunddesaltenMietzinsabgabege-¬

Anzehlungsetzesam1 .Februareine eingehobenwird ,welchegenau
denSätzenentspricht ,wienachdemneuenWohnbausteuergesetzzubezahlen

Anzahlung Zahlungsein werden .DieseunterdemTitel eingehobene
giltdannnachdemInkraftretendesWohnbausteuergesetzesalsendgültige

Steuerleistung. ist Folgen ,die sich ausdemDieserVorgang/notwendig ,umdie / ZögernderBundesregie¬ergeben würdenundrung die eine übermässigeBelastungderBevök-¬
kerung bedeuten würden ,zu umgehen .Dabei muss bemerkt werden ,dass die

FertigstellungdesneuenWohnbausteuergesetzeszueinemfrüherenTermin
nichtmöglichwar ,dadieBundosregierungerstimDezember. J .dieEr-¬
klärungabgegebenhat ,diedieLänderzurRegelungderRealsteuerner-¬

nchtigte .
ZurBeschlussfassungüberdieVerordnungtrittmorgenVormittags

lerStadtsenatalsLandesregierungzusammen.

GR.Richter(Soz. Dem. )berichtetüberdieNeuregelungdesTaubstummen
tildungswesensundbeantragtdiebeidenTaibstummenschuleninderCanisi¬
usgasseundZinckgasseindasGebäudederHofzeileinDöblingzusammenzu-¬
legen ,woeineachtklassigeTaubstummenschuleeingerichtetwird .Mitdie-¬
ser Schulewirdeine Tagesheimstätteverbunden,GRin.Walter(chr. soz. )frägt ,wasmitdemLeiterdereinenSchule,
dernotgedrungenausgeschaltetwerdenmuss,undmitdenüberzähligen
HandarbeitslehrerinnengeschiehtundwelchemZweckediefreiwerdenden
Schulräumegewidmetwerden.

DerHeferenterwidert ,dass der eine Leiter derTaubstummenschule,
derdievolleDienstzeiterreichthat ,pensioniertwerde ,dieHandarbeits-¬
lehrerinnen werdendenSonderklassenfür Schwerhörige ,also einerver - ¬
wandtenSchulartüberführt-DieSchwerhörigenschulewirdausderTadler-¬
gassein diefreigewordeneTaubstummenschulein derZinckgasseverlegt
undauchdieRäumein derCanisiusgassewerdenfür SchulzweckezurVeffü¬
gungbleiben.

DieVorlagewirddannangenommen.
StR. Speiser( Soz. Dem. )berichtetüberdieEinstellungderDrucklegung

dervollständigenGemeinderatsberichteundbeantragteineentsprechende
AbänderungderGeschäftsordnungfürdenGemeinderat.ZurSegründungver-¬
weistderReferentaufseineErklärungenin derletztenLandtagssitzung.

GR. Kunschak( Chr . Soz . )erwartet ,dass den einzelnen Parteien des Ge- ¬
meinderatsje eine Abschriftder Sitzungsprotokollegegebenwerde .Er
wünschtauchdie VeröffentlichungsämtlicherAnträge ,gleichviel obsie
vomGemeinderategenehmigtwordensind odernicht ,imBeschlussprotokoll .

DerBeferenterwidert ,dasser diesenWünschenRechnungtragenwer-¬
de .DieVorlagewirdsodannangenommen .
St. .Speiserreferiert nunübereinenneuenKollektivvertrag

mit dem Verbande der Handels - undTransportarbeiter im Betriebe der Lei - ¬

chenbestättungDurchdieses Uebereinkommenwirdauchfür dieseGruppe
vonstädtischen Bedienstetendie EntlohnungnachdemIndexgeregelt .

gemeinderätinGärtner ( christlochs . )bemängelt ,dass in diesemUe
einkommendie Frauenviel schlechter bezüglichder Entlohnungbehandelt
werdenals die männlichenBediensteten .Es sollten dochwenigstensdie
Frauen ,die für einen kranken Mannoder für Kinder zu sorgen haben ,inder
Entlohnungmit den Männerngleichgestellt werden .Es sei auch ganzun- ¬
gerecht,dassdieFrauennachdiesemVertragvonderausserordentlichen
Zulagenur zwei Drittel des auszuzahlendenBetrages erhalten .Wenndie

Frauengleiche Arbeit leisten ,dan sollen sie auchden gleichenLohn
wieihn die Männerin diesemBetriebbezéehen ,erhalten .

DerReferentbemerktin seinemSchlussworte,dassessichbei
denweiblichenArbeiternumganzleichte Arbeitsverrichtungenhandle.
EskönnendaherdieFrauennichtjeneLöhneerhalten ,wiedieSargtisch.
ler odef Metallarbeiter .Der Unterschied in der Arbeitsart bedingeauch

einenünterschiedin der Entlohnung .Dadie vertragsschliessendeGe¬
werkschaft auch im Einvernehmenmit den Frauen dieses Betriebes allen
Bestimmungenzugestimmt habe ,mußwohl angenommenwerden ,daß derneue
VertragimvollenWinvernehmenmitdenBedienstetenausgearbeitetwor-¬
densei ,weshalbAenderungennichtnotwendigwären.

Es wird hierauf das Uebereinkommenmit den StimmenderMehrheit

unverändertangenommen.
StR- Speimerberichtethieraufüberdie Schaffungeinereigenen

StandesgruppederKontrollamtsbeamten.DasKontrollamtbestentausAn-¬
gestellten ,dieausanderenStandesgruppenzugewiesenwordensind .Da¬
durch konnte eine Einheitlichkeit dieses Beamtenkörpers nicht erzielt wer
den ,weshalbnunmehreineeigeneStandesgruppegeschaffenwerdensoll .
Für die Uebersetzungin diese Standesgruppeist eine mindestenszwei

jährigezufriedenstellendepraktischeVerwendungimKontrellamtsdien-¬
ste unddie AblegungderPrüfungnotwendig .DerBürgermessterwirdüber
AntragdemKontrollamtsdirekterseinePrüfungsordnungfürdenKontroll-¬
amtsdiensterlassen .



GRZimmerl(chr.ssz.):WirhabenvonderTätigkeitdesKontroll-¬
amtessehrweniggehört.Eswäreangezeigt,wennwiramGemeinderat
öfterBerichtediesesAmteserhaltenwürden,weilessichdannnichter-¬
eignenkönnte,daßeinGemeinderaterstineinerVersammlungderstädti-¬schenBedienstetenvonderWirfksamkeitdesKontrollamtesunterrichtet
wirdeIchhabekürzlichineinersolchenVersammlungeinenErlassdesProporz.ImJahre1911hatGR.ForstnerindiesenSaalebeantragt,dass
Magistratsdirektorserhalten,indemdenleitendenBeamtenstrengstens
dieAnforderungvonGeldernfürdenAnkaufvonLebensmittel. . wefür
diestädtischenBedienstetenuntensagttwird .Eshatsichnämlicher-¬
eignet,dasseineAbteilungvonderGemeindefüreinenbestimmtenZweck
Geldangeforderthat ,esaucharhielt,denBetragabernichtfürdenverangtenZweck,sondernfürdenAnkaufvonMehl,fürdieAngestell-¬
tendiesesstädtischenAmtesverwendete.DieganzeAngelegenheitwäre
garnichtaufgekommen,wennsichnichtbeidiesemMehlgeschäfteinVer-gebenwerden,dasssienichtleichtzustandegekommenist ,eswurdenlustergebenhätte,derdannvonderbetreffndenAmtsstelleeinbekannt
werdenmussteIchfindeesfürungehörig,undesstelltaucheineKrän-¬
kungderleitendenBeamtenderGemeindedar ,wennderMagistratsdirektor
einenErlasshinausgibt,dersolcheGeschäfteuntersagt.Esistdochselbstverständlich,dasssolsheDingenichtvorkommendürfen.Wirmüs
sensehrernstlichverlangen,dassdieseAngelegenheitimzuständigen
Gemeinderatsausschußbesprochenwird,weilsolcheTarnopolerGeschäfte
beiderGemeindenichtgeduldetwerdendürfen.

GR.Deppler(chr.soz.):GegendieSchaffungeinereigenenStandes-¬
gruppefürdieKontrollamtsbeamtenhabenwirnichtseinzuwenden.Wir
habenschonbeiderSchaffungdesKentrollamtesaufdieNetwendigkeit
einersolchenStanesgruppeverwiesen.SiehabeneineganzeReiheven
Bestimmungenunshiervorgelegt,diewirschenseinerzeitverlangt
haben.DamalslehntenSiealleunsereVorschlägeab .HeutestellenSie
dieselbenAnträge,wasdeutlichzeigt ,dassSieunterallenUmständen
dieVerschlägederMinderheitnichtzuberücksichtigengewilltsind.

DerReferenterklärt ,dassdievemGR.ZimmerlbesprocheneAnge-¬
legenheitdesMehlankaufeswährenddenchristlichsozialenVerwaltung

üblichwar.WasdenFallselbstanlangt,seseiergernebereit ,den
Finanzreferentenverzuschlagen,dassdieAngelegenheit,beideres
sichumeinenFehlbetragvonungefähr50. 000Kgehandelthat ,imFinanz
ausschussbesprechenwerde.

DerAntragaufSchaffungeinereigenenStandesgruppederKentrell-¬
amtsbantenwirdangenommen.

GR.SpeiserberichtetüberdieDienstordnungfürdiestädtischen
FeuerwehrbedienstetenundschildertdenGangderVerhandlungendaruber,
diesichinfolgeaufgetauchterGegensätzezwischendenAnschauungender
GemeindeverwaltungundderFeuerwehrbedienstetensehrschaeriggestal-¬
tt ,jedochschliesslichzueinemUebereinkommengeführthabe .DerRe-¬
ferentempfhahltdieaufGrundderVereinbarungenerstelltenAnträge
zurAnnahme.

GR.Dopbler(chr.soz.)führtdarüberBeschwerde,dasdieVertreter
derMinoritätuberdenSangderlangwierigenVerhandlungennichtdie
geringsteInformationernaltenundihreganzeWissenschaftausdenVer.
öffentlichungeninderagespfesseschöpfenmus.DannbesprichtdarRed-¬
nereingehenddieeinzelnenBestimmungenderDienstordnungunderklärt,
dasdurcheinigedieserBestimmungendieRechtedernichtsozialdemokrat
tischgesinntenFeuerwehrleuteverletztunddassdieseAndersgesinnten
willkürlichenSchikanenausgeliefertwerden.AuchdieBestimmungenüber
dieDegradierungseienvielzuhart.MannehmedenChargen,diesichirgend
Stwaszuschuldenkommenlassen ,selbstdieDienstabzeichenwegundliefere
siederLächerlichkeitihrerKollsgenundihrerFamilieaus .Unmöglichist

dieBestimmung,dassderGehaltwägeandeinesSonderurlaubesunterallen
Umständenzuentfallenhat . Eskanndochvorkommen ,dasssichderFeuer-¬
wehrmannimDiensteeineErkrankungzuzieht ,dahereinenSonerurlaubbe-¬
nötigt ,waser danndurchdenEntzugseinesGehaltesbüssenmüsste .Auch
die Wahlordnungfür die Personalvertmetungenberücksichtigtnichtden

für dieWienerFeuerwehrbedienstetendieDienstordnungderWienerSi-¬
cherheitswacheeingeführtwerdensoll .EswärealsojetztdieGelegen-¬

heit ,dassSie diese moderneundallen Anforderungenentsprechende
Dienstordnungmachen,wodurchsienurihreneigenenAntragausdemJahre
1911erfüllenwürden.(Beifall).

GR. Weigl(Soz.Dem. /bemerkt,dassdieserDienstordnungdasErgeb-¬
nissehrlangwierigerundsehrernsterVerhandlungenist .Esmusszuge-¬

aberdochalleDifferenzenüberbrückt.ImVergleichzuderBehandlung
derFeuerwehrbedienstetendurchdiechristlichsozialeVerwaltungmuss
dieseDienstordnung,als eingewaltigerFårtschrittbezeichnetwerden
DerfrühereBürgermeisterWeiskirchnerhates seinerzeitabgelehnt,dass
er überdieDienstesangelegenheitenderGemeindeangestelltenmitOrgani-¬
sat ionenverhandelt .Esmussteerst eineArbeitsniederlegungeintreten ,
damitHerrWeiskirchnersichzuVerhandlungenbequemthat .DieBestim-¬
mungenderDisziplinarordnungüberdieDegradierungmüssenaufrechtblei-¬
ben ,daes sichbeidenChargenderFeuerwehrnichtnurum' denTitelnan-¬
delt ,sonderndieChargetatsächlichderVorgesetzteist .Wennnundie-¬
ser VorgesetztesicheinVergehenzuschuldenkommenlasst ,dasseine

Degradierungbedingt ,so kanner auchdasDienstabzeichennichtweiter
tragen,weilsichdieMannschaftseinenAnordnungennichtmehrfügenwird.
In derDienstordnung,ist auchausdrücklichfestgelegt ,dassfürSonder-¬
urlaubeuntergewissenBediøngungenauchdieBezügegegebenwerdenkön-¬
nen .DerProporzkannnichtüberallangewendetwerden,dabeiderFeuer-¬
wehreinzelneDienststellennureinenVertrauensmannaufweisen.Diese
nachdemFroporzzuwählen,ist natürlichunmöglich.DieFeuerwehrbe-¬
dienstetenhabeninderZeitdersozialdemokratischenGemeindeverwaltung
grosseErfolgezuverzeichnen.SiemusstenunterchristlichsozislerVer-¬
waltung72StundenDienstmachen ,währendsie jetzt die Z4stündigeDienst
zeithaben .Esist klar ,dassmannocheinigeBestimmungenderDienstord-¬
nungbessergestaltenkönnte ,aberauchsie ist nurein Kompromissund
mankannbilligerWeisenurverlangen,dassesfürbeidenTeileannehm-¬
bar ist .Die Feuerwehrbedienstetengehören zu den bestenAbteilungen
derstädtischenAngestelltenundwenndieseDienstordnungnichtrestlos
alleihreWünschebefriedigt ,soist dasaufdieschlechteLagezurückzu¬

führen,indiederKriegdieGemeindevertæltunggebrachthat.(Beifall).



Klimesch( TschecheDie vorgelegte Dienstordnungenthält Bestimmungen
le für unsere Minoritäteine Herabsetzungbedeuten ,insbesondredieBe- ¬
StimmungdaßzurAufnamnichtnurdie cesterreichischeStaatsbürger¬

eugehörigkeit zur

schaftsondernauchdie /deutschenNationalitätgefordertwird,ausserdem
auchnochdie deutscheUmgangssprache.DiesePestimmungensindüberflüs
sigundverstossengegendenFriedensvertrag.
DemRednerwirdzugerufendasdieseBestimmungdurchdenAbänderungs

antrag Weigl beseitigt ist .Redner erklärt daraufhin auf das Wortzu

erzichten .
GRErntner(Deutschnational) :DieAufnahmsbedingung ,die diedeut-¬

sche Nationalität verlangt ist zweifellos im Einvernehmenmit demBrand

direktoraufgenemmenworden.Dieserwirdebenüberzeugtsein ,daser
zu einemso verantwortungsvollenDienst nur LeutedeutscherNxionalität
brauchenkann .ErdürftesichjedenfallsderErfahrungenerinnerthaben,
diein derKriegszeitmitderDisziplinbeidenNichtddutschengamacht
wurden .Rednerwendetsich sodanngegendie Bestimmung ,dassHadienstete ,

dieeinederRepublikfeindlicheTätigkeitentfalten ,gemassregeltwerden
könnenundbezeichnetdieseBestimmungalsominösundalseinen
autschukparagraphen .

StR .Speiser(Schlusswort ) :DieDienstordnungenthältdeshalbkeine
BestimmungenüberdieDiensteinteilung ,weildiesbezüglichderGemeinde-¬
ratsbeschlus vomJahre 1919 besteht ,der durch die vorliegende Dienstord - ¬

nungnichtabgeändertwird.NachdiezenVorschriften,dieaufrechtbleiben,
hatjederFeuerwehrmann24StundenDienst,dann24Stundenfrei .Wirmüs-¬
senanerkennen,dassdieMannschaftesinderletztenZeitübernommenhat ,
gewisseHeparatur -undprofisionelleArbeiteninnerhalbderDienstzeitzu
leisten .Infolge des Entgegenkommensder Mannschaft waresschliesslich
auch möglich ,den Hauptwunschder Feuerwehrbedienstetenzu erfüllen ,dass
sie dieselbenFensionenbekommen,wiedieunterderDienstordnungstehenden
städtischenAngestellten .

DieAnträgedesHerrnGR.WeiglempfehleichzurAnnahme.Bezüglichder
AufnähmsbedingungenhandeltessichumdievollkommendAngleichungandie
DienstordnungderStrassenbahn.DieseAufnahmsbedingungenwerdenalsonun¬sonst
mehrvorschreiben :OesterreichischeBundesbürgerschaft ,bei/gleich erEig-¬
nungBevorzungderinWienHeimatberechtigten,deutscheUmgangsspracheund
FähigkeitdesschriftlichenAusdrucksin deutscherSprache.

GRErntner(DeutschnationaliaberdiedeutscheNationalität.
habensie fallenlassen

Sth. Speiser:Ichglaube,dassdieBestimmungbezüglichderdeut-¬
schenUmgangssprachewohlsehrdeutlichist .(LebhafteZwischenrufe:GR.
Erntnerruft :DannstreichenSie diesenPunktnicht ) .

StR.Speiser:DenPunktstreichenwir,weilebenderAntraghiergestelltwurdeundwirindiesemSaaledieMehrheitsind,diediese
Aenderungannimmt.

LebhafteZwischenrufebeidenChristlichsozialen.
GR. Rot( chr . soz . )ruft :Diktatoren!
StR .Sreiser :WennderHerrGR .Hotheinmalin seinemHausherrn¬

verein die Mehrneithabenwird ,wirder auchso dikkierenkönnen.
(Soz. Dem. ):DieHausherrnvereineGR .Forstner

habenihrenMitgliederndesKatgegeben,nuranMichtdeutschezuverkau-¬
fen!(AndauerndelebhafteZwischenrufsaufallenSeiten).

StR Speiser Durchdie Angleichungder Aufnahmsbedingungenandie
der Strassenbehn ,ist die deutscheNationalitätin Wienwohlgenugge¬
schützt .(WeitereZwischenrufedesGR,Enntner

GRForstnerruftdemGR. Erntnerzu :Siekönnendochselbernicht
deutsch!LassenSiesicherstdieZungelösen,dassSiedeutschreden

können StRSpeiser(fortfahren.):DievorliegendeDienstordnungbedeu-¬
tetalsoinjederBeziehungdieFestlegungmodernerUmständefürdie

Feuerwehr.Dasfällt umsomehrins Gewicht ,wennmanbedenkt ,dassbis
zumUmsturzdie städtische Feuerwehrnicht 24Stunden ,sondernununter¬
brochen72StundenDienstgehabthat .DerHerrGRDoppyrmögemirdoch
sagen ,obdasiminteressederBerufsfreudigkeitderFeuerwehrundimIn
teressederWienerBevölkerungwar !WirhabenmitdenZuständenaufge-¬
räumt ,dassin derFeuerwehrimmernochderKadavergehorsam,immernoch
dieEinrichtungdes„Putz“,desOffiziersbedientenbestand,dassdie
Feuerwehrleute ,diejabeidenWahlenfrühereinegrosseRollegespielt
haben ,gezwungenwurden,für ihreKlassengegnerzustimmen.Vonallen
diesenDingensinddieFeuerwehrbedienstetendurchdenEinzugderSozial
demokratiedasRathausbefreitwordenundausdenHändendersozialdemo-¬
kratischenGemeindeverwaltungerhaltensieheutediesemoderneDienst-¬
ordnung.(LebhafterBeidall)-¬

BederAbstimmung,diesichu dergrosserUnruhevollzieht,
wirddieDienstordnungmitdenvomGR .WeiglbeantragtenAbänderungenan-¬
genommen,derAntragKlimeschaufStreichungdesWortes,deutscheUngangs¬
sprache “imPunk .5abgelehnt .

DerBürgermeisterbringtdanndieAntwortdesReichspräsidentenEbertaufdieKundgebungdesGemeindersteszurKenntnisund
schliesstdieSitzung.



Das neue Reinigungsgeld .Die viel umstrittene Frage des Reinigungs -und
Sperrgeldes soll nun endlich endgültig geregelt werden .Nach demin

wiederholtenBesprechungenalle Interessentengruppengehört wurden ,soll
schon in den nächsten Tageneine Verordnungdes BürgermeistersalsLan- ¬

jüngst vom Nationalrat beschlossenen
deshauptmannerscheinen ,welcheauf Grundder 59 7 und 5des/Hausbesor¬
gergesetzesfolgendesbestimmt : /DasReinigungsgeldbeträgt beiWohnun-¬
genmonatlichfür ein Zimmer1000K ,für daszweiteunddritteZimmer
umje 500Kmehrals für das vorhergehende( sodaßfür zweiZimmer. 500
Kronen,für dreiZimmer. 500Kzuzahlensind )für jedesweitereZimmer
umje 1000 K mehr als für das vorle rgehende ,so daß für vier Zimmer

. 500K ,für fünf eimmer11 . 500K . . w.zu zahlen sind ,FürNebenräume
beträgt das Reinigungsgeldbis zu drei Febenräumenje 500K ,fürden
viertenundfünften"ebenraumje 750K ,fürjedenweiterenNebenraum
je 1000K .Als Nebenräumegelten nur Ksbinette ,Hausgehilfinnenzimmer,
Vorzimmer ,Badezimmerund Küchen ,Kabinette auch dann ,wenndieWohnung
kein Zimmerenthält ,also ein einfenstriger RaumdenHauptraumbildet .

FürGeschäftslokale, Büroräume,WerkstättengMagazine
Garagen. . w. virddasReinigungsgeldjährlichmitdem50fa¬
chendes Friedensmietzinses( vom. August1914)

höchstens aber mit1 MillionKronenbemessen.Wennsichjedoch beiGeschäfts¬dadurch
lokalen und Büroräumen ,die sich in Wohnungen befinden,/ein geringeres

Reinigungsgeldergibt ,als ansonstenfür die Wohnungzuentrichtenwäre,
für geltende anzuwenden.so ist die Wohnräume , Skala WenneinGeschäfte

lokal mit eimer Wohnungverb unden ist ,so ist das Reinigungsgeldfür

jedesderbeidenObjektegetrenntnachderentsprechendenSkalszuent-¬
richten .

FürdieReinggungeinesvonmehrerenHausparteienbenütztenAbor-¬
tes hat jede dieser Partei/auserdemden Betragvon1000Kmonatlichzu
bezahlen .In all diesen Ansätzenist das Entgelt für diePeschaffung
der zu allen ReinigungsarbeitenerforderlichenGerätschaftenundMa- ¬
terialieninbegriffen.

DasSperrgeldwirdmit 1000Kfür das Oeffnendes Toresvor
Mitternachtundmit 2000Kfür das Oeffnendes ToresnachMitternacht
bestimmt.

DieBestimmungenüberdenHaustorschlis selentsprechenvollkommen
jenen ,diebereitsin Geltungstanden .JederMieterhatgegeneine
demSelbstkostenpreisentsprechendeunverzinslicheSicherstellungAn-¬
spruch auf Ausfolgungeines Haustorsch lüssels für sich ,so wie untersei¬
ner VerantwortungundgegenErsatz der Kostenauf weitere Schlüsselfür
seine Familienmitgl ieder und Untermieter .Bei Endigung desMietverhält - ¬

nisses sind alle Schlüssel dem Hauseigentümer auszufolgen ,der dafür
die geleistete Sicherstellungzurückzustellenhat .Eigentumsgefährli-¬
chenPersonenkanndieFührungdesHaustorschlüssenspolizeilichent-¬
zogenwerden.

DerEntwurfderneuenVerordnungwurdeheuteeinerunterdemVor-¬
sitz des amtsführendenStR .WebereinberufenenSitzungderInteressenten
vorgelegt ,zuder die Organisationender Hausbesorger,der Mieterund
derHausbesitzer,sowieVertreterderArbeiterkammerundderHandels-

undGewerbekammergeladenwarenStadtratWeberbrachtedieobigen
Ansätzedes Reinigungsgeldeszur Kenntnisund und verwies darauf ,dass
es zweifelles viel zweckmässiger und richtiger wäre ,ein Vielfaches
des Friedensmietzinses als Reinigungsgeld zu bestimmen .DasHausbeser - ¬
gergesetz besagt aber ,dass diese Art der Festsetzung nur beiKanzlei - ¬

undGeschäftslokalenzulässigist .BeiWohnungmüssedieFestsetzung
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes unter Berücksichtigung der Grös - ¬

se undder Zahlder Rätmeerfolgen .NachdiesemBericht wurdevonallen
Interessentenin einer mehrstündigenAussprachezu denBestimmungen
der Verordnung Stellung genommen ,doch kennte eine Einigung nicht er - ¬
zieltwerden.

EswirdnundieVererdnungmorgenSamstagvormittagsdem
Stadtsenatals Landesregierungvorgelegtwerden.

Beispiele für die BerechnungdesReinigungsgeldes.

DieBerechnungdesneuenReinigungsgeldeswäreprektischermch
demFriedenszinserfolgt ,auf demja nundie MehrzahlderWohnungsge-¬
bührenaufgebautist ;dieswarjedochnachdenBestimmungendesHausbe-¬
sorgergesetzesunmöglich .Es musstedaher eine in festen Beträgenbestim
te Skalsfestgesetztwerden .EinigeBeispielemögenihreWirkungveran¬

schaulichen :
EswirdanReinigungsgeldzuzahlensein :FüreineWohnkücheal-¬

lein oder ein Kabinettallein 500K ;für ein ,KabinettundKüche1000K;
für ein Zimmerund Küche1500 K ;für ZimmerKabinett und Küche2000K ;

für zwei Zimmerund Küche3000K ;für zwei Zimmer ,Kabinett undKüche
3500K ;für zweiZimmer ,Kabinett ,VorzimmerundKüche4000K ;fürzwei
Zimmer ,Kabinett ,BadezimmernVorzimmerundKüche4750K ;für dreiZim- ¬
mer ,Vorzimmer und Küche . 500K ;für drei Zimmer ,Vorzimmer ,Hausgehil - ¬

finnenzimmerundKüche6000K ;für drei ZimmerVorzimmer,Badezimmer ,
HausgehilfinnenzimmerundKüche . 750K ;für drei Zimmer ,Kabinett ,
Vorzimmer,Badezimmer,Hausgehilfinnenzimmerund Küche. 500K ;eine
WohnungmitvierZimmernundvier"ebenrumenzahlt. 750K;eineWoh¬
nungmitvierZimmer,KabinettundvierNebenräumen10. 500K ;. . w.
Dabeiist zubeachten ,dasnurdiebestimmtenin derVerordnungaufge-¬
zählten Nebenräumezur Zahlungdes Reinigungsgeldesverpflichten .Keine

Nebenräumein diesemSinnesindalso die nicht ausdrücklichBezeichneten
. B.Speisekammer,Balkon ,Keller ,Boden,Abort( ausserimFalle

gemeinschaftlicherBenützung).
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